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Amtlicher Teil .
Zur Milckpreiskrage .

** Die neuerliche Teuerungswelle wird von einem Teil der
Kuhhalter benutzt , um auch für die Milch höhere Preise zu er- >
fangen . Wenn dies auch zu verstehen ist bei der jetzigen Ent -
kvicklung der Preise auf fast allen Gebieten, so must doch ünu¬
tzend davor gewarnt werden, hier den Bogen zu überspannen .
Wenn da und dorr Preise verlangt werden, die vielleicht für
eine Abmelkwirtschaft noch vertretbar sind, so must dies
stoch als eine strafbare P c e i s t r e i b e r e i für normale bäuer¬
liche Verhältnisse bezeichnet werden , da hier die Kuh in der
Regel nur ein notwendiger Teil des ganzen Betriebes ist.

Die Preisbildung ist bekanntlich nach der Mlchverocdnung
-dorn Mai 1921 der fr«ien Vereinbarung zwischen Erzeugern
und Verbrauchern überlasten . Kommt eksie Einigung nicht zu-
stände, so hat «in Schiedsgericht zu entscheiden, in dein beide
Teile gleich stark vertreten sind. Einseitige Preisdik¬
tier ung , wie sie anscheinend mehrfach von Erzeugerseite
Ersucht wird , verstöstt gegen die gesetzlichen Bestimmungen und
ist strafbar .

Geradezu unverantwortlich aber ist es, ivenn versucht wird,
Preiserhöhungen durch Androhung des L i e f e r st r e i k s zu
erzwingen und wenn zu diesem Zwecke Versammlungen abge¬
halten werden, wie dies in Mittelbaden bedauerlicherweise zu
beobachten ist. In diesem Verhalten liegt eine Aufforderung
zum Ungehorsam gegen Gesetze , die nach Lage der Berhältniste
Nach 88 110, 111 RSiGB . strafbar ist , EZ darf ertvariet wer-
stell, dast in dieser Beziehung mehr Ruhe und Überle¬
gung eintritt , und daß Preisbevhandlungen nur auf dem
geordneten Wege vor sich gehen. Andernfalls müßte rücksichtslos
gegen die Verantwortlicheil vorgegangen werden .

# flach Woulogne.
Unsere Auffassung von dem Ergebnis der Befprechun-

>
>en in B o u l o g ne ist durch die Melsungen der letzten

Tage als richtig bestätigt lvorden . Lloyd George fft in
der Tat nach Woulogne gegangen , um in erster Linie die
Widerstände Frankreichs gegenüber der Konferenzidee als
solche zu beseitigen und Poincare für diese Idee zu
gewinnen . Es war ja bekannt , daß die französische Po¬
litik in den letzten Wochen so ziemlich alles versucht
hatte , um 'toe Mhaltung der Konferenz von Genua zu
Hintertreiben . Diese Sabotage hat nunmehr ihr Ende
erreicht : Poincare hat in abschließendes und ver¬
bindlicher Form ider Abhaltung der Konferenz z u g e>
stimmt und sich dabei auch mit 'der Tatsache abgefun -
hen, baß Deutschland und Rußland an der Konferenz teil¬
nehmen werden.

Wenn Lloyd George hierin einen Sieg erblickt und
Woulogne „mit strahlender Miene '

1 verlassen hat , so
kann man daß wohl begreifen . Wir müssen efceu, wenn
wir den diplomatischen Vorgängen auf der Bühne des
Welttheaters wirkliches Verständnis entgegenbringen
wollen, von höherer Warte aus urteilen : wir dür -
fen nicht allein vom denffchen Standpunkt aus die Dinge
betrachten. Damit ist natürlich noch lange nicht gesagt,
baß dieser deutsche Standpunkt für die Ziele unserer
Politik nicht 'der allein maßgebende zu sein hat . Sein
Ziel wird aber nur der erreichen, der die Gesamtlage
richtig überschaut. Und für diesen Zweck des Über-
schauens kann der Standpunkt kaum hoch genug gewählt
werden . Wer -sich am besten in die seelische und politische
Situation des Gegners hineinzufühlen vermag , wer im-
stände fft, sich selbst soweit zu objektivieren , daß er die
Triebkräfte und die Machffaktoren außerhalb der eigenen
Sphäre zu erkennen vermag , der wird am ehesten die
Gesamtlage dem eigenen Nutzen anpassen können. Aus -
landspolitik in diesem Sinne ist bisher nur verhältnis¬
mäßig selten in Deutschland getrieben worden . Und
auch die letzten Tage haben mit ihren manchmal recht
törichten Kommentaren über die Tagung von Woulogne
gezeigt, daß der Gesichtswinkel, unter welchen ! nmn bei
uns noch in weiten Kreisen die große Politik zu betrach¬
ten pflegt, ein betrüblich enger fft.

Daß die K o n z e s s i o n e n, die Lloyd George Poin -
rar« gemacht hat , nicht unerheblich sind und unter Um¬
ständen Verwicklungen im Gefolge haben können, das
ist eine Erkenntnis , die heute auch dann noch besteht,
wenn einzelne Befürchtungen durch die Äußerungen
englischer Blätter abgeschwächt worden sind. Am wich¬
tigsten sind diese Äußerungen , sotveit sie sich auf die R e -
Parationsfrage beziehen.

Von englischer Seite wird nämlich versichert, daß die
Abmachungen von Boulogne keineswegs eine grund¬
sätzliche Erörterung der deuffchen Reparationsfrage
ausschließen, daß diese Abmachungen vielmehr nur so
zu verstehen seien, daß an bereits getroffenen
Arrangement s nichts mehr geändertwer¬
den solle . Frankreich £hU ganz offenbar befürchtet,
daß die Konferenz von Genua dazu übergehen köniP ,
die bisher getroffenen Vereinbarungen , die Deutschland
belasten, einer Revision zu unterziehen . Und wenn auch
vielleicht keine Beschlüsse gefaßt werden, so muß nach Lage
der Dinge 'der französischen Politik schon eine kri¬
tische Erörterung an einer so gewichtigen Stelle ,wie sie die Konferenz von Genua darstellt , politisch höchst
unerwünscht sein. Und deshalb hat Poincare darauf ge¬
drungen , daß der Konferenz von Genua eine kritische
Besprechung des! ReparationsProgramms entzogen
wird .

Reparations Programm uttd Reparations p r o 4
b l e m aber sind Kvei ganz verschiedene Dinge . Als
wirtschaftliches und finanzielles Problem hängt die Re-
parationsfrage so innig mit der Frage des allgemei¬
nen Wiederaufbaus zusammen, daß es praktisch einfach
ausgeschlossen ist, diese letztere , allgemeine Frage ohne
ein Eingehen auf die deutsche Reparationsfrage zu be¬
handeln.

Daß die Konferenz in Genua nach dem Wunsche Frank¬
reichs das Abrüstungsprobleni nicht behandeln soll, ist
schließlich zu verstehen . Dieses Problem ist an sich ein
weltpolitisches und gehört vor ein ganz anderes Forum .
Erledigt wird es einmal dann werden, wenn Nordamerika
seine abwartende Haltung in Dingen der europäffchen
Wirtschaftspolitik aufgibt . Ja , wahrscheinlich wird die
Frage der Abrüstung geradezu dasjenige Problem
sein , das Nordamerika zwingt , sich aktiv mit der euro¬
päischen Politik zu befassen . Denn die Abrüstung allein
ist die Voraussetzung dafür , daß die europäischen Schuld-
nefftaaten dem großen Gläubiger Nordamerika die ge¬
schuldeten Summen zurückefftatten .

Recht bedenklich ist und bleibt nachwievor die Haltung
der Entente Rußland gegenüber. Nach den neuesten
Mitteilungen sind sich allerdings Lloyd George und
Poincare bei der Beurteilung der russischen Frage auf
halbeiu Wege begegnet , so daß wohl von einer Konzession
Englands kaum gesprochen werden kann . Auch Lloyd
George ist dafür , daß Rußland , bevor es in aller Form
anerkannt wird, gewisse Garantien gibt. Gegen diese Auf¬
fassung wendet sich , wie wir schon am Montag an dieser
Stelle vorhergesagt haben , die Moskauer Sowjetregie¬
rung . Tschitscherin hat erklären lassen, daß die russische
Regierung sich vor eine ganze neue Situation gestellt sehen
müßte , wenn man mit Garantiefordernngen an sie heran¬
trete , und er hat ein Fernbleiben Rußlands von der Kon¬
ferenz in Genua leicht angedeutet. Ob es der Sowjetregie¬
rung damit ernst ist, wissen wir nicht . Sie selbst hat ,
wie schon neulich betont, ein zu großes Interesse an der
Konferenz von Genua , um ohne sck)werwiegende Gründe
fernbleiben zu können .

Sehr wertvoll für die Vorbereitung der -Stimmung , in
welcher die einzelnen Staaten die Konferenz in Genua
beschicken werden, sind die Beschlüsse, die die von Eng¬
land, Frankreich, Italien , Belgien und Deuffchland ver¬
anstaltete Sozialistenkonferenz in Frankfurt
a . M . gefaßt hat . Diese Beschlüffe atinen einen Geist, von
dem wir nur wünschen können , daß er sich auch auf der
Konferenz selbst durchsetzt .

Lloyd George hat sich übrigens gleich nach der
Begegnung von Boulogne mit einem Zeitungsvertreter
über die Ergebnisse seiner Unterredung mit Poincare
unterhalten . Der folgende Artikel unterrichtet uns
über das , was Lloyd George gesagt hat . Seine Äuße-
rungen , die sich auch noch auf andere wichtige Fragen be¬
zogen , bestätigen gleichfalls die von uns vertretene Auf¬
fassung, daß er m i t R e ch t mit dem Ergebnis zufrieden
sein kann.

%\o$ > Georges über Woulogne
und Genua.

Der englische Premierminister hat in einer Unterredung mit
dem Spezialkvrrespondenten des »Manchester Guardian " nach
der .Konferenz von Boulogne versichert, daß Poincar « die Be¬
schlüsse von Cannes , einschließlich der bedingungslosen Einla¬
dung Rußlands , angenommen hat. Die Regierung der Sow¬
jet» wiffe aber ganz gut, daß sie erst dann rhre Anerkennung
erlangt , wenn sie ihrerseits die Schulden Rußlands anerkennt .
Uber diese Stellungnahme zur russischen Frage hinaus hat

Lloyd George aber auch noch deni gleichen Korrespondentenbedeutsame Angaben über die Situation gemacht , wie sie sichfür Genua nach der Besprechung in Boulogne nun ergibt . <Bz
hat sich in übersichtlicher Weise über sechs verschiedene Haupt¬punkte geäußert , die entweder auf der Genueser Konferenz
zur Verhandlung kommen , oder doch mit der Konferenz in Ver¬
bindung gebracht werden können . Es handelt sich da um

1 . De» Obersten Rat .
Bis jetzt war der Oberste Rat die höchste exekutive Autorität

Europas . Schon in San Remo und in Spa war versucht wor¬den. die Scheidung zwischen Alliierten und Feinden abzuschvä-
chen und Europa mit der Beteiligung Deutschlands wiederauf¬zurichten . Genua setzt diese Politik nun in die Praxis um.Der Oberste Rat hat seine Laufbahn beendigt, man kehrt zuden normalen Friedensverhältniffen zurück. Deutschland Mld
Rußland nehmen von jetzt an wieder an der Regelung d«
europäischeil Angelegenheiten teil und lassen ihre Stimme beider Besprechung derselben vernehmen. Der „Manchester Guar »dian " ergänzt diese tatsächliche Feststellung durch den Hinweis
daß von jetzt an auch das Unterorgan des Obersten Rate »/ dieB»tschasterkoufere«rz, nicht mehr funktionieren werde . Bei allein
berechtigten Pessimismus dürfe nian doch sagen, daß ein ganznennenswerter Fortschritt in der Pazifizierung der Welt durchdiese Neuordnung der diplomatischen Berhandlungsmethoden
erreicht sei .

2. Der Völkerbund .
Im Hinblick auf die Ausschließung Deutschlands und die

Lustlosigkeit der Vereinigten Staaten und Rußlands , ihn! bei¬
zutreten , muß man leider sagen, daß der Völkerbund «nr dem
Name « «ach ein solcher ist. Ist das seine eigene Schuld ober
ist das die Schuld jener Staate », die ihn »hae Beteilig»«»Deutschland» zusammrnstellte»? Lloyd George hatte schon in
Paris versucht, dem Mangel abzuhelfen, hatte aber keinen Er¬
folg damit . Da nun das vorderste Ziel der Konferenz vonGenua ist, sowohl Deutschland als Rußland in die europäische «
Angelegenheiten zu absorbieren, wird der Völkerbund nicht «m-
hin können, sehr bald dem Beispiele dieser bahnbrechenden
Konferenz zu folgen. Hier macht der „ Manchester Guardian "
die kritische Bemerkung, es sei zwar beklagenswert, aber mankomme um die Feststellungnicht herum, daß der Völkerbund
nicht als das geeignete Werkzeug erscheint, Deutschland für de»
genannten Zweck zu absorbieren.

8. Deutschland .
Deutschland wird sich an der Konferenz von Genua beteili¬

gen und zwar nicht um seine Meinung über die Wiedergut.
machung zu sagen — eine Meinung , der kein Wert beigemesse «wird — sondern über das viel größere Problem der Wieder-
gebürt Europas . Gelingt der Wiederaufbau Europas , wird
Deutschland seine Schuld ebenso zahlen, wie sich England an¬
schickt, seine Schuld an die Bereinigten Staaten zu begleiche»
und ebenso wie Rußland sie bezahlen wird. Erläuternd bemerkt
dazu der Korrespondent des „ Manchester Guardian " , es sei auchein großer Fortschritt , daß nun begriffen werde , wie die Zah¬
lungsfähigkeit Deutschlands von der normalen Geschäfts- untz
Handelstätigkeit in ganz Europa abhänge.

4 . Rußland .
Wenn England darauf besteht , daß Rußland durch seine heu¬

tige Regiqrung die stüheren russischen Schulden anerkennt und
von dieser Anerkennung die Anerkennuiig de jure der Sowjet -
regierung abhängig macht , ferner die Wiederaufnahme norma¬
ler Handelsbeziehungen , bedeutet das keineswegs eine Unter¬
stützung des französischen Standpunktes . Die Kontinuität der
internationalen Verpflichtungen, auch wenn die Regierungen
wechseln , ist ein Fundamentalprinzip der britischen konstitutio¬
nellen Praxis . Außerdem ist die Zahlung der Schulden das
Fundament der wirtschaftlichen und privaten Beziehungen in
England . Auch hier sind vom „Manchester Guardian " einigeredaktionelle Bemerkungen beigefügt, dahingehend, daß die
Sowjetregierung der Erfüllung dieser Forderungen keine
Schwierigkeiten bereiten wird. Man wiffe von Krasfin schon,
daß sie die Schulden bezahlen wolle, wenn man ihr genügend
Zeit lasse .

5. Franko-britischrr Garantiepatt .
England hatte in Cannes Frankreich eine mil. Garantie gegen

einen nicht provozierten deutschen Angriff angeboten. Diese»
Angebot wird aufrechterhalten . Die Offerte ist .gemacht wor¬
den, »veil England es als seine Ehrenpflicht erachtet , aber auch
weil es den Dauerfrieden sicherer gestaltet und daher den
wirtschaftlichen Wiederaufbau möglich macht. Der Pakt wird
also eine bedeutsame Präliminarhandlung der Konferenz von
Genua sein.

6. Die kleine Entente.
DaS von dem Ministerpräsidenten dsr Tschechoslowakei, Be-

nesch , schon vollzogene Werk des wirtschaftlichen Fortschrittes
und der politischen Pazifizierung ist nicht nur vor jeder Ge¬
fahr bewahrt , in Genua gestört oder verhindert zu werden, es
wird vielmehr einen wichtigen Beitrag zu der Genueser Kon¬
ferenz selber bilden . Die kleine Entente, die politische und wirt¬
schaftliche Beziehungen mit Polen , Österreich und Rußland an -
geknüpft hat , ist das Modell dessen, was Genua für ganz Eu¬
ropa bewerkstelligen kann.

Zwei Punkte sind viel weiter abgeklärt worden , als es die
bisherigen Meldungen erkennen ließen : Es ist zwar in Bou¬
logne vereinbart worden, daß in Genua weder von denr Rechte
auf die Wiedergutmachungen, noch von der Höhe derselben die
Rede sein soll , aber andererseits hat Poincare doch zugegeben,
daß man über die Wiedergutmachungen undi Schulden al«
Element der finanziellen und wirtschaftlichen Allgcmeinsitua»
tion diskutieren kann . # •



[politische Neuigkeiten .
Zum Ergebnis von Voulogne .

wird der „Frkf Ztg .
" noch von ihrem Londoner Korresponden¬

ten geschrieben : Die etwas zweideutige Tatsache, daß Lloyd
George und Poincare von dem Ergebnis der Zusammenkunft
in Boulogne gleichermaßen befriedigt sind , wird dadurch ver¬
ständlich . dah Poineares Furcht beseitigt wurde, während der
Konferenz von Genua überrumpelt zu werden in Fragen , in
denen Frankreich sich unnachgiebig zeigt, während andererseits
Lloyd George im wesentlichen die Konferenzidee sicherstellte .
Poincare hatte insofern Erfolg» als die Rrvarationsfragr , die
Revision der Friedensverträge und die Abrüstungsfrage for¬
mell beiseite geschoben wurden . Andererseits lehnte Lloyd
George es ab, sich mit Poincare aus ein schriftlich fixiertes
Aktionsprogramm zu einigen . ES^ist vielmehr Lloyd Georges
Absicht, die Ergebnisse von Genua organisch zu entwickeln .
Dazu mag die Frage , der interalliierten Schulden, die in
.Genua vorgebracht wird , wesentlich beitragen . Übrigens teilt
der »Daily Telegraph " mit , daß in Anbetracht des Zusammen¬
hangs der Wirtschaftslage mit der Reparationsfrage letztere
nicht grundsätzlich aus dem Kreis der Erörterungen verbannt
sei . Ausgeschlossen sei nur die Diskuffion bestehender Arran¬
gements .

Obwohl auch der den Burgfrieden unter den Nationen be¬
treffende Punkt 6 der Resolution von Cannes französischerseits
angenommen wurde , was teilweise auf das -Einwirken BeneschS
zurückgeführt wird, und obwohl somit das Zustandekommen
einer den Frieden garantierenden Abmachung naheliegt, dürste
Lloyd George durch den formellen! Berzicht auf Vorlegung
eines Abrüstungsplanes doch unliebsam eingeschränkt sein .
Mindestens bezüglich des Tempos der auch nach amerikanischer
Meinung unerläßlichen eurapärsthen Abrüstung . „Daily Chroz
nicle" hofft, daß trotzdem der Burgfriede zur Einsetzung einer
Abrüstungskominission führen werde, die einer späteren Eu¬
ropakonferenz. berichten könnte. Andere Blätter verzeichnen
jedoch die Auffassung, daß mindestens Poincare die Aussprache
so verstand, als solle die Abrüstungsfrage endgültig dem Völ¬
kerbund Vorbehalten bleiben.

Die bezüglich Rußlands gefundene, eine praktische Politik
nicht versperrende Formel wird auf Benrschs Vermittlung - zu¬
rückgeführt und allgemein gutgeheißen.

Die Urteile der englischen Pr eff e sind durch den Partei kämpf
verwirrt . „Manchester Guardian " sekundiert Lloyd George
durch die freimütige Anerkennung , haß die Bereiubarungen
von Cannes völlig so bestehen bleiben, wie- sie im Augenblick
des Abgangs Briands bestanden haben. Jedoch äußert auch
der „Manchester Guardian " schwere Bedenken gegen die Tat¬
sache, daß der englisch -französische separate Garantievertrag
Frankreich als Preis für die Annahme des Genuaplans be¬
willigt und übrigens demnächst vorwegbezcchlt wird. Der
„ Manchester Guardian " sieht darin eine Bindung , welche die
Liberalen oder die Arbeiter niemals zugestehen könnten, we¬
nigstens nicht, wenn eine militärische Beipflichtung eingeschlos -
sen sei . Nachdem Lloyd George es endgültig abgelehnt hatte ,
ein die französische Grenze gegen einen mutwilligen deutschen
Angriff schützendes Abkommen durch eine Mlitärkonvention
zu erweitern , scheint es möglich , daß ein Teil dieser internen
Schwierigkeit überwunden werden könne . Während die wirt¬
schaftliche und politische Seite der Genuaidee allgemein gebil¬
ligt wird , bildet das Maß der Anlehnung an Frankreich den
einzigen für die europäische Politik wesentlichen Streitpunkt
bei der Kritik der heutigen englischen Regierung durch hie
englischen Parteien .

Lloyd George und das Parlament .
Der Parkamentsberichterstatt « des „Daily Telegraph "

schreibt , es bestehe kein Zweifel darüber , daß der Premiermini¬
ster über die augenblickliche Lage im Parlament sehr nnzufrie -
den sei . Lloyd George sai der Ansicht , daß er nicht die loyale
Unterstützung erhalte , aus die er als Haupt der Regierung
Anspruch habe, und daß sein Einfluß im Untierhaus ernstlich
geschwächt worden sei . Die Intrigen gegen feine Person und
der voraussichtliche Versuch , die Koalition zu beendigen, hätten
Lloyd Georges Stellung äußerst schwierig gestaltet, und kein
Anzeichen deute darauf hin , dah die Parteidifferenzen ausge¬
glichen würben . Es fei unmöglich daß Lloyd George Uesen
Zustand noch lange ertragen werde, und eS bestehe Grund zu
der Annahme , daß er ein Schreiben an Chainbevlain ccks
Führer der unioniftischen Partei gerichtet habe, in dem er
seine Ansicht in klaren Worten darlegte und zum Ausdruck
bringe , tzaß er sich diesen demüftgenden Bedingungen nicht
länger unterwerfen könne .

In einem Leitartikel schreibt dev „Daily Telegraph "
, die

Bedeutung obiger Meldung brauche nicht besonders hervorge¬
hoben zu werden . Es sei klar, daß eine Krise, die sich bereits
seit einigen Wochen entwickele , eher als man erwartete , ihren

Landestheater .
Wieder „Kabale und Liebe", wieder ein Gast , der in der Rolle

der Luise seine Brauchbarkeit für das Fach der Senti¬
mentalen dartun will und wiederum eine Leistung, die
zwar gefällt, aber darüber hinaus keinen Zug ausweift, der
verrät , daß eine Künstlerin und wenn auch nur eine wer¬
dende, vor uns steht . Wie in andern Berufen , so überwiegt
auch an den Theatern die brave Durchschnittsleistung. Man
hat sprechen gelernt und sich auf der Bühne bewegen, man ist
fleißig und studiert seinen Notentext bis aufs i-Tüpfelchen,
man probt und übt und schlüpft schließlich in eine große Rolle
hinein , die der Phantasie eines Dichters entsprungen , die durch
die Schönheit der Sprache , di« Tiefe der Gedanken, durch die
dem Charakter innewohnende Größe , durch die dramatische
Kraft der Handlung fast von selbst trägt . Eine solche Rolle
ist die rührende Gestalt der Luise Diiller in Schillers bürger¬
lichem Trauerspiel . Ohne viel Dazutun der Schauspielerin
greift dieses vom Schicksal in entsetzliche Kabalen und Intri¬
gen unschuldig- hineingezerrte Mädchen an des Zuschauers
Herz . Und so spielte auch Frl . Charlotte Noack vom
Stadttheater Münster i . W . die Luise : schlicht, zart , mit kind¬
licher Unschuld . Eine schlanke, ganz jugendliche Erscheinung.
Kein Bühnengesicht, das interessiert . In der Darstellung lieb¬
lich. aber zu farblos , zu unpersönlich. In den Bewegungen
zu wenig Anmut , in der Sprache zu wenig Musik , zu wenig
Register, zu wenig Kraft . Im Spiel zu wenig Feuer , zu wenig
Leidenschaft . Ihre Liebe zu Ferdinand ist ein Abgrund . Das
spürte man nicht . In der Szene mit Lady Milford wächst sie
über die arme Musikerstochter hinaus , wird zur Sprecherin
all ihrer Schwestern, zur Anklägerin, zur Heldin . Das spürte
man nicht . Unser Schauspiel bedarf aber (ich wiederhole, was
ich neulich anläßlich des Gastspiels von Frl . Cabanis schrieb-
gerade für dieses wichtige Fach einer über dem Durchschnitt
stehender Kraft . Eine Verpflichtung empsiehlt sich somit nicht .

H . R—r .

Höhepunkt erreiche . Di« Fortdauer einer solchen Behandlung ,
wie Lloyd George sie erfahren habe, müsse seinen Rücktritt «u.
vermeidlich mache«. Der Rücktritt Lloyd Georges , der die
Seele der Koalition sei, würde deren Ende bedeuten. Der
Koalitionsregierung könne bei der augenblicklichen Zusammen -
setzung des Unterhauses nur ein unionistisihes Ministerium
folgen, dffsen Hauptaufgabe die baldige Auflösung des Parla¬
ments sein würde . Die unionistische Partei würde ohne eine
Allianz mit den Liberalen bei den Neuwahlen einer Nieder¬
lage kaum entgehen können. Großbritannien sei jedoch heute
nicht in der Lage, die Folgen des Unheils zu überleben, das
«in« von der Arbeiterpartei beherrschte oder in großem Matze
von ihr abhängige Regierung zur Folge haben würde .

Das Sachleistuncssabkornmen.
Das am 27 . Februar paraphierte Abkommen zwischen der

Reichsregierung und der RrparationSkommiffion bezweckt die
Zulaffung freier Verträge zwischen deuffchrn und alliierte »
Staatsangehörigen , den« dabei bezüglich aller Vertragsbe¬
stimmungen , insbesondere der Preisbildung , volle Freiheit ge¬
laffen wird für die Durchführung der in Anlage 2 und 4 des
Teiles 8 des Friedensvertrages »»«geschriebenen Sachlieferun -
gen . Das Abkommen soll zunächst bis zum 30. April 1023
Geltung haben . Es gewährt den rrparationsberechtigten Re¬
gierungen mit Ausncchme von Frankreich eine Option , da»
darin vorgesehene Verfahren für sich in Anspruch zu nehmen,
jedoch mit der Maßgabe, daß seine Annahme die gleichzeitige
Anwendung irgend eines anUre « Verfahrens ausschließt.
Insbesondere wird durch dieses Abkommen jede Möglichkeit ,
gleichzeitig Zwangsforderungcn auf Grund der Anlage 4 des
Versailler Bertragrs «der Artikel 8 des Zahlungsplanes zu
stellen, genommen.

Zum Abschluß von Beiträgen im Sinne des Abkommen-
find außer den natürlichen oder juristiscken Personen der re -«
paravionsberechtgiten Staaten auch- die durch freien Zusam¬
menschluß von Angehörigen desselben alliierten Staates ge¬
bildeten Gruppen berechtigt , sowie die öffentlichen Verwaltun¬
gen , welch« für eigenen Bedarf in der durch Gesetz oder Brauch
bestimmten Form kaufberechtigt sind , deutscherseits insbeson¬
dere auch die Fachverbände und die Landesauftragstellen .

Von dem freien Verkehr sind gewisse , liftenmäßig bestimmte
Waren ausgeschlossen , deren Ausfuhr entweder gänzlich ver¬
boten oder nur im Rahmen eines bestimmten Kontingents zu¬
gslassen ist, sowie alle Waren fremder Herkunft , soweit sie nicht
auf deutschem Gebiete verarbeitet worden sind, ferner alle aus
eingefiihrten Rohstoffen hergcstelltenNahrungsmittel , schließlich
Gegenstände aus Gold, Platin oder Silber . Für besonders
vereinbarte Warengattungen mit einem erheblichen Gehalt an
ausländischen Rohstoffen mutz der Erwerber Bezahlung in
Höhe eines liftenmäßig vereinbarten Prozentsatzes des Roh-
stofstvertes leisten. Ausgeschlossen von dieser Bestimmung blei¬
ben Gegenstände, die von Kriegsbeschädigten zum Zwecke des
Wiederaufbaues für Gebäude , Werkstätten, Fabriken und Fa -
brrkseinrichtungen bezogen werden . Die im Wege des unmit¬
telbaren Verkehrs abgeschlossenen Vertrüge müssen Lieferun¬
gen im Wert von mehr als 1000 Goldmark zum Gegenstand
haben . Eine obere Grenze ist dagegen nicht gesetzt . Diose
Lieferungen unterliegen der deutschen Ausfuhrkontrolle . Die
ausgeführten Waren müssen ausschließlich im Gebiete des be¬
teiligten alliierten Staates ( einschließlich seiner Dominions ,
Kolonien, Protektorate und Mandatsgebiete ) verwendet oder
verarbeitet werden , so daß also für sie die Wiederausfuhr aus¬
geschlossen ist.

Die im freien Verkehr abgeschlossenen Verträge werden durch
die betreffenden alliierten Regierungen der Reparationskom -
mission zur Genehmigung vorgelegt, die sie der deutschen Re¬
gierung zur vorläusigen Genehmgiung zustellit Deuffcherseits
kann vor Ablauf von 14 Tagen Antrag auf Aufhebung der
Genehmigung gestellt werden , wenn der Vertrag in Wider¬
spruch zum Abkommen steht oder wenn ein offenbarer Betrug
bezüglich der Preis - oder Verlragsbestim,nungen vorliegt oder
wenn die AusfuhreAaubnis verweigert ist . Hebt die Repara¬
tionskommission auf Grund dieses Antrages die Genehmigung
auf , so behält der betreffende Vertrag zwischen den Parteien
seine Rechts -Wirksamkeit wie ein gewöhnliches Handelsgeschäft,
es sei denn, daß die Vertragschließenden gegenseitige Abmach¬
ungen getroffen haben.

De endgültige Genehmigung des Vertrages macht die
deutsche Regierung verbindlich , alle einem alliierten Staatsan¬
gehörigen gegenüber einem deutschen Staatsangehörigen auf
Grund des Vertrages sich ergebenden finanziellen Verpflich¬
tungen (abgesehen von der Bezahlung für fremdländische Roh¬
stoffe, die durch den alliierten Gläubiger zu erfolgen hat ) zu
dem vereinbarten Zahlungstermin zu übernehmen . Sie wird
zu den im Vertrag für die verschiedenen Zahlungen festgesetz¬
ten Zeitpunkten der -beteiligten alliierten Regierungen von ihr
ausgestellte Schecks übersenden. Letztere übermittelt _

die
Schecks ihrem Staatsangehörigen , der sie dann dem deutschen
Vertragsgegner zugehen läßt . Die Einlösung der Schecks er¬
folgt durch die Fricdensabrechnungsstelle (FASt ). Mach Ein¬
lösung der Schecks bewirkt die Reparationskommission die Gut¬
schrift für den Gegenwert der geleisteten Zahlung in Goldmark
zugunsten der deutschen Regierung . Die Umrechnung in Gold¬
mark sowie die Umrechnung der im Vertrag festgelegten Be¬
träge in Papiermark geschehen für den nämlichen Tag und
zwar zu dem am Tage des Vertragsabschlusses geltenden
Kurse . Die deutsche Regierung übernimmt somit aus diesen
Verträgen lediglich die Verpflichtung zur Ausführung bank-
mäßiger Zahlung , dagegen keine weiteren Garantien für Aus¬
führung der Verträge . Für die alliierten Regierungen , die
das im Abkommen vorgesehene Verfahren annehmen , bleibt
das Recht Vorbehalten, ihren -Staatsangehörigen Nachlässe auf
di« Zölle zu gewähren und außerdem ihren Kriegsbeschädigten
die in ihrer Gesetzgebung vorgesehenen Vorteile zuzuwenden,
dagegen darf den alliierten Staatsangehörigen kein mittelbarer
oder unmittelbarer Nachlaß auf den Fakturenpreis gewährt
werden , es sei denn in außergewöhnlichen Fällen oder in
Fällen unbedingter Notwendigkeit. De deutsche Regierung
wird rechtzeitig Mitteilung über die bewilligten Nachlaßsätze
erhalten .

Die deutsche Abrüstung .
Im englischen Unterhaus fragte Sir Frederic Hall , ob in

Anbetracht der Daffache , daß Deutschland die Bestimmungen
des Friedensvertrages bezüglich der Zerstörung des Kriegs¬
materials und der Einstellung der Fabrikation neuen Mate¬
rials vorsätzlich umgehe, Schritte getan würden , um die alliier¬
ten Militärkontrollkommisfionen zu verstärken und die Uuter -
suchungsvollmachten dieser Kommiffionen zu erweitern . Ein
anderes Parlamentsmitglied fragte , „ob die Regierung sich
Rechenschaft ablege, daß Deutschland die Bestimmungen über
die Abrüstung vorsätzlich und systematisch umgehe" und ob
die Regierung ihre Aufmerksamkeit sofort dieser ernsten Be¬
drohung des Weltfriedens zuwenden werde.

Chamberlain erwiderte auf beide Anfragen . Er erklärte ,
es hätten von einzelnen Personen , darunter untergeordneten
Beamten , in Deutschland « erstSße stattgefundqu Rach « nsick:

der Regierung » Srde es jedoch nicht zutreffen , zu faien , bofc
von der deutsche« Regierung beständige und »orfähliche U» -
- ehnnge» stattfände«. Erschöpfende Berichte über de« Fort¬
schritt der Adrststung würden regelmäßig von der interalliier¬
ten Kontrollkommission dem alliierten Komftee in Versaillr «
übermittelt , das solche Angelegenheiten der Botschcffterkoffe-
renz oder dem Obersten Rat zur Kenntnis bringe .

Die krsnzösische Erpressungspolitik .
Auf eine Anfrage Wer die Anforderung eines Truppe »»

Übungsplatzes für die französische Besatzungsarmer in der
Pfalz hat das Reichsschatzminifterium dem Reichstag folgende
Antwort erteilt :

„Da aus dem Schreiben des Generals Degoutte hcrvorging,
daß die Forderung eines Tivisionsübungsplatzes unabänder¬
lich beschaffene Taffache war , erachte das Reichsschatzministe¬
rium die Hergabe des in der bayerischen Pfalz bei den Orten
Eppenbrunn —Ludwigwinkel—-Fischbach gelegenen auf etwa 30V
Hektar groß geschätzten Waldstreifens als das kleinere Wel ,
da bei ablehnendem Standpunkt mit Sicherheit mit Requi¬
sitionen von wertvollem Kulturland wie Ackerland oder Wiesen
hätte gerechnet werden müssen und zwar offensichtlich in noch
viel größerem Umfange . Die Angelegenheit wurde sofort mit
der Kreisregierung der Pfalz erörtert , die die Auffassung de»
Reichsschatzministeriums teilte . De Reichsvermögensverwal¬
tung hat dem französischen Oberkommando mtgeteilt , daß di«
Reichsregierung an ihrem Standpunkte festhalte, wonach sie
gemäß Artikel 8 des Rheinlandabkommens nur verpflichtet sei,
die vorhandenen Übungsplätze zur Verfügung zu stellen. Die
Reichsregierung werde sich alle Rechte Vorbehalten, insbeson¬
dere das Recht der Anforderung der aufgewendete» Geldbeträge
bei der französffchen Regierung . Der geforderte Truppen¬
übungsplatz ist etwa 300 Hektar groß und besteht Werwiegend
aus Wald . Ein ganz geringer Teil besteht aus Wiesen oder
Feldern . An Massivbauten sind zu liefern : ein Haus für
einen General , ein Haus für einen Lagerkommandanten , ein
Haus für den Platzmajor , eine Kaserne für eine Wachckom -
pagnie und ein Krankenhaus . Die übrigen 178 bis 198 Bau¬
ten können in Fachwerk und Holz ausgcführt werden . De
Kosten der bis 15. März 1922 geforderten Arbeiten werden z.
Zt . aus 128 Millionen veranschlagt. Mit weiteren Anforde¬
rungen in Höhe von mindestens 58 Millionen muß im nächste»
Jahre gerechnet werden. Der ursprünglich vorgesehene Ge¬
samtkostenbetrag von 288 Millionen wird gleichwohl voran »
sichtlich in vollem Umfange benötigt werden .

Es handelt sich hier , so schreibt die „Frks. Ztg .
"

, nicht nur n«
einen der zahlreichen FäAe, die zum Schaden der Reparations¬
fähigkeit Deutschlands eine ganz ungeheuerliche finanzielle Be¬
lastung verursachen, sondern obendrein um eine der viele»
Bertragsverletzungen , wie sie in der vom Reichstag am 19.
September 1921 vorgelegten Denkschrift des ReichKschatzmim »
steriums über die bis Ende Dhärz 1021 entstandenen Kosten
der Rheinlandbesatzung näher erläutert sind.

Auk der Suche nach Sanktionsvorwänden .
© er dem nationalen Block der französischen Kammer ange¬

hörende Abgeordnete Bonnet , der mehrfach Briand in der
Kriegsbeschuldigtenfrage interpellierte , schreibt . im „Radikal",
seitdem der vom Obersten - Rat eingesetzte Ausschuß zur Begut¬
achtung der Leipziger Urteile seine bekannten beiden Resolu¬
tionen gefaßt habe , habe Poincare gehandelt. Er habe den
verbündeten Regierungen seine Ansichten bekanntgegeben und
sei jetzt damit beschäftigt, die Akte» der von den französischen
Militärgerichten abzuurteilendcn Angeklagten zu vervollstän¬
digen. Diese Vorbereitung sei peinlich genau und werde ein«
gewisse Zeit erfordern . Deutschland werde aufgefordert wer¬
den, die Beschuldigten auszuliefern . Wenn es nicht Folg«
leiste, würden die im Versailler Bertrag vorgesehenen Sank¬
tionen (gemeint ist die Verlängerung der Besetzung der Rhein¬
land « ) angewandt werden.

Bayrische Volksparteiler kür Dr . Mirth .
Eine bemerkenswerte Kundgebung ist von Nürnberg au*

Bevölkerungsschichten zu melden, aus denen fich die Wähler¬
schaft der' Bayrischen Volkspartei rekrutiert . In einer sehr
stark besuchten Versammlung der katholischen Arbeiter - und
Arbeiterrnnenvereine Nürnbergs sprach der zur Zentrums¬
partei gehörige Reichstagsabgeordnete Andre aus Stuttgart .
Seine Ankündigung , daß er der Versammlung die besten
Grüße des Reichskanzlers Dr . Wirth überbringen solle , löste
brausenden Beifall aus . Der Redner enthielt sich zwar jeden
Angriffes auf die Bayrische Volkspartei , ließ jedoch sein« Rede
dahin ausklingen , daß „ wir im Süden die große gemeinsam«
Linie mit dem übrigen katholischen Deutschland und Sie in
Bayern auch mit der Zentrumspartei im Reich anstrebe»
müssen"

, welcher Appell mit stürmischem , langanhaltendem
Beifall ausgenommen wurde.

In der Debatte betonte der Nürnberger Franziskanerpater
Alexius , daß „wir in Bayern vor lauter Föderalismus unh
Eigenbrödelei nicht vergessen sollten, daß wir uns um unser«
großen katholischen Männer scharen müssen, zu denen auch
unser katholischer Reichskanzler zu rechnen ist . Wir in Bayer »
haben die heilige Pflicht, das gilt auch für die jenseits der
Donau , zu diesem Manne zu halten , so wie wir zu Windthorfti
und Trimborn gehalten haben .

" Auch diese Ausführungen
fanden begeisterte Zustimmung der Versammlung .

Noch deutlicher wurde laut „ Frkf . Ztg .
" der Versammlungs¬

leiter Landessekretär Mjeixner. Er sagte wörtlich: „Ich glaub«
eine Pflicht erfüllen zu müssen, wenn ich die Stimme der
christlich -nationalen Arbeiterschaft des Bezirkes Nürnberg da¬
hin zusammenfaffe, daß wir die Abstimmung der Bayrischen
Bolkspartei zum Vertrauensvotum des Reichskanzlers auf das
schmerzlichste empfunden haben." Er meinte dann weiter , e»
gelte nunmehr , in der Bayrischen Volkspartei die christlichen
und sozialen Grundlinien zu unterstreichen und die kulturelle »
Gesichtspunkte mehr als seither in den Vordergrund zu stel¬
len . Zum Schluß stellte Redner nochmals mit Nachdruck fest ,
daß die christliche Arbeiterschaft die Haltung der Bayrische»
Bolksparlei gegenüber dem Reichskanzler auf das tiefste be¬
dauere , und er fand damit den lebhaften Beifall der Ver¬
sammlung .

Zur Mitteilung gelangte noch, daß der Reichskanzler ein«
Einladung zur Teilnahme an dem großen Katholikenarbeiter¬
lag , der am 27 . und 28. Mai in Nürnberg anläßlich des 28-
jährigen Bestehens der hiesigen katholischen Arbeiterorgani¬
sationen stattfindet , mit freudiger Bereitwilligkeit angenom-
men habe.

Der Veichsrat
nahm u . a . einen Gesetzentwurf Wer das Eingehen deutsches
Festungen an der Westgrenze und an der Küste an . De*
Gesetzentwurf ist eine Folge des Versailler Friedensvertrages .
Nach seinem Inkrafttreten gehen die Festungen Wesel, Köl»,
Koblenz, Mainz , GermerSheim, die rechtsrheinischen Befestt-
gungen von Straßbnrg , die Oberrheinbefestigungen sotme
Friedrichsort -Kiel und Helgoland ein. Zugleich hören auch d»e
Rayonbeschränkungen auf , mit Ausnahme der nach Osten ge¬
richteten Teile der Rheinfestungen , die auf Wunsch der Al¬
liierten noch erhallen blechen.



Die Abänderung
des « eicbsversorgungsgesetzes .

Di « Verhandlungen im Reichsavbeitsmimfterium über di«
-Wbänderung des ReichSversorgungSgesetze » wurden letzte Woche
«bgeschlossen. In verschiedenen Fragen hat tue Regierung
«ine Berücksichtigung oder nochmalige Prüfung der Forderun¬
gen der Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebene « zuge-
sagt. So sollen die Fristen für die Geltendmachung von Ren-
lenansprüchen um ein Jochr verlängert , die. Pflsgezulage füll
Hiiflose wesentlich erhöht werden. Zunächst soll eine sogen .
Keine Novelle zum R.B .G. erscheinen, in der die nicht grund¬
sätzlichen Fragen geregelt werden . Die größeren grundsätz¬
lichen Fragen sollen in absehbarer Zeit in einer großen No¬
helle behandelt werden. Der Erhöhung der Grundrenten für
Waisen und Kriegereltern , die der Reichsbund verlangt hat,
Geht die Regierung zustimmend gegenüber . Sie wird Liese
Erhöhung in der großen Novelle vornehmen und bis dahin
durch feste Zuschüsse zu den Renten dem Notstand abhelfen.
Ws Ausgleich der gegenwärtigen Teuerung verlangte der
Reichsbund mit Zustimmung der anderen Organisationen eine
Verdoppelung der gegentvärtigen Renten . Wird diesem Ver¬
langen Rechnung getragen , so überschreiten die Renten eines
erlverbsunfähigen Kriegsbeschädigten und die Renten der Hin¬
terbliebenen die Höchstsätze der Erwerbslosennnterstützung nur
um ein Geringes , teilweise 'würben die erhöhten Renten sogar
noch unter der Erwerbslosenunterstützung bleiben ., Hier soll
der Fehlbetrag nach dem Vorschlag des Reichsbundes durch
Füisorgevorsckmsse ausgeglichen werden . Die gegenwärtig an
erwerbslose Kriegsbeschädigte und Hinterbliebene gezahlten
Zuschüsse werden für März wahrscheinlich verdoppelt werden.

Nunmehr niüssen zunächst die anderen zuständigen Reichs-
rcfforts Stellung nehmen . Dann werden neue Berhundlun -
gen mit den Organisationen sttutfinden , ehe di« Vorlagen den
gesetzgebenden Körperschaften zugrhen .

Das Reichsarbeitsministerium hatte beabsichtigt, noch vor
dem Außerkrafttreten des Gesetzes über die Beschäftigung
Schwerbeschädigter am 31 . März das Zustandekommen eines
neuen Gesetzes zu erinöglichen. Wie wir erfahren , ist das
Ministerium jedoch jetzt der Ansicht , daß dies nicht mehr mög¬
lich sein wird . Es haben in den letzten Tagen Verhandlungen
mit den Kriegsbeschäditzten -Drganisationeni , den Vertretern der
Arbeitnehmer und denen der Arbeitgeber stattgefunden . Das
Ministerium beabsichtigt , die Kündigungsbeschränkungen ge¬
genüber Schwerbeschädigten durch eine Notverordnung über i
den 1 . April hinaus auszndehnen und diese und noch andere
Fragen später durch eine Novelle endgültig gu regeln .

Lind Urircbensteuern abzugskäbig ?
Die Frage der Abzugsfähigkeit der Kirchensteuern bei Er¬

mittlung des steuerbaren Einkommens war bisher streitig . Auf
Veranlassung des Reichsministers der Finanzen hat der Reichs¬
finanzhof hierzu folgendes Gutachten abgegeben:

■ „Kirchensteuern sind bei Ermittlung des nach ! dem Einkom¬
mensteuergesetze steuerbaren Einkommens vom Gesamtbeträge
der Einkünfte im allgemeinen nicht abziehbar. Sie können
aber zum Abzug zugelaffen sein, wenn sie nach dem für die
Kirchensteuer maßgebenden Gesetz als Ertragsteuern von be¬
stimmten Vermögensteilen des Steuerpflichtigen ohne Rück-
,sicht auf dessen Wohnsitz und dessen Zugehörigkeit zur Reli¬
gionsgemeinschaft erhoben werden oder wenn sie aus sonsti-
jDem Grunde als Werbungskosten zu betrachien sind."

Das Gutachten wird demnächst in der amtlichen Sammlungder Entscheidungen und Gutachten des Reichsfinanzhofs ver¬
öffentlicht werden.

Mttlna.
In der vorgestrigen Sitzung des Wilnaer Landtages wur¬

den nachstehende vier Entschließungen angenommen :
1 . Der Landtag ermächtigt die Regierungskommisfion , bis zur

Übernahme der Regierung durch die polnischen Behörden, das
Wilnaer Gebiet zu verwalten .

2. Im Hinblick daraus , daß die Bevölkerung der nentralrn
Zone, die vom Völkerbunde gebildet wurde , sich für die Zuge -

,Hörigkeit zu Dolen erklärte , überläßt der Wilnaer Landtag die
Vertretung dieser neutralen Zone im Warschauer Landtage
der polnischen Regierung .

3 . Der Wilnaer Landtag betraut die polnische Regierung mit
den Schutzmaßnahmen für politische Gefangene polnischer Na¬
tionalität , die in Kowno eingekerkert sind .

4 . In der Minderheitenfrage wird dem polnischen Landtag
und der polnischen Regierung aufgetragen , sich für den Schutz

'
.her polnischen Minderheiten in Kowno und Litauen einzufetzen.

Aukbebung des britischen protektorists
in Aegypten .

Im englischen Unterhaus gab Lloyd George eine Regie¬
rungserklärung über die ägyptische Frage ab, die folgende
Grundsätze enthält :

1. Das Protektorat wird aufgehoben und Ägypten freigestellt»
nationale Einrichtungen zu schaffen , dir den Wünschen deS
ägyptischen Volkes entsprechen .

2. Der Belagerungszustand wird aufgehoben, sobald das In »
demnitätsgesetz angenommen ist.

3. Die folgenden vier Fragen bleiben dem Ermessen der bri¬
tische« Regierung Vorbehalten:

a ) Die. Sicherung der Verbindungslinien des britischen Rei¬
ches mit Ägypten,

d) Die Verteidigung Ägyptens gegen jeden fremden Angriff ,
beziehungsweise die dirette oder indirekte Einmischung,

c) Der Schutz der ausländischen Interessen und der Minder¬
heiten in Ägypten,

d) Der Sudan .
Die Regierung ist bereit , mit der ägyptischen Regierung eia

beide Teile befriedigendes Abkommen über die Fragen zu
schließen , sobald sich eine günstige Gelegenheit dazu bietet . Bis
dahin bleibt der Status quo bezüglich der unter a , b, c, d er¬
wähnten Punkte unverändert .

Aber den Sudan erklärte Lloyd George weiter , die britische
.Regierung werde niemals zulaffen , daß die dort erzielten Fort¬
schritte und die Zukunftsaussichten des Gebietes gefährdet wer¬
den. Zum Schluß sagte Lloyd George, die von ihm Abgegebene
Erklärung entspreche der Politik , die aus der Reichskonferenz
.im vorigen Jahre als wünschenswert bezeichnet worden sei . Die
Regierung setze ihr volles Vertrauen auf Mar schall Allembh.

Der Text der Mitteilungen des Marschalls Allembh an
den Sultan von Ägypten lautet :

ß 9 : Es besteht kein Hindernis für die sofortige Wiederein¬
setzung eines ägyptischen Ministeriums für die auswärtigen
Angelegenheiten, das die vorbereitenden Arbeiten zur Schaf¬
fung einer diplomatischen und konsularischen Vertretung
Ägyptens treffen könne .

In § 10 heißt es : Die Schaffung eines Parlaments , das da»
Recht besitzt, die Politik u. die Verwaltung einer verfafsungs -
«nätzigen und verantwortlichen Regierung zu kontrollieren , ist

«in« Angelegenheit, die Sache Ihr « Hoheit ! und Ke» ägypti-
scher » Volkes ist.

Lloyd Georg« hat an di« britischen Dominion » ein Tele¬
gramm gerichtet, um ihnen die Beendigung des britischen Pro¬
tektorats in Ägypten mitzurcilen .

Ikurze polit. flacbricbten .
* Z«m Kall Loldt -Dittmar . Im Unterhaus fragte Sir John

Buichler den Attorney-General , ob seine Aufmerksamkeit ansdie Tatsache gelenkt worden sei, daß die U-Bootsofsiziere Ober¬
leutnant Boidt und Dittmar au» dem Gefängnis entwichen
seien, und ob die britische Regierung irgendwelche Erkundi¬
gungen bei der deutschen Regierung über die Umstände der
Flucht eingezogen habe, sowie ob die Flüchtigen bisher ver¬
haftet worden seien. Der Attorney -General antwortete , die
britische Regierung habe eine Anfrage mit nachdrücklichem
Protest an die deutsche Regierung gerichtet. Diese habe die
Zusicherung gegeben, daß sie jeden möglichen Schritt getan
habe, um die Wiederverhaftung der Offiziere zu sichern .
Bisher sei keine Mitteilung erfolgt, daß die Ofsizere wieder
verhaftet worden seien.

* Der neue Bischof von Trier . Zum Bischof von Trier
wurde der bisherige Weihbischof von Aachen , Bornewaffer ,
gewählt . Bornewaffer , im Jahre 1868 in Radevormwald ge¬boren , wählte zunächst den Volksschullehrerberus und war nach
kurzer Studienzeit an den Universitäten Marburg und Bonn
und im Lehrerseminar Brühl au der Erziehungsanstalt Sankt
Joseph vor der Höhe und dann alK Volksschullehrer in Kessenich
bei Bonn tätig . Nach einjährigem Aufenthalt als Hauslehrerin Italien und Österreich widmete er sich dem Studium der
Theologie und wurde 1894 in KAn zum Priester geweiht.
Weiterhin war er als Domvikar in Köln, als Kaplan an der
Pfarrkirche Columba in Köln und als Rektor in Wülfrath
tätig . 1809 wurde er zur Leitung des Gregoriushauses nach
Aachen berufen . Nach einer kurzen Tätigkeit als Dechant
des Dekanats Jülich berief ihn Kardinal Hartmann als Sub¬
regent des Priesterseminars nach Köln . Am 29 . Mai 1921
wurde er zum Weihbischof von Aachen ernannt . Auf schrift¬
stellerischem Gebiet hat sich Bischof Bornewasser als Heraus¬
geber kirchenmusikalischer Zeitschriften einer» Ruf erworben .

* Von der Münchener Reichswehr. Wegen eines Zwischen¬
falles auf einem Faschingsvergnügeu der Münchener Reichs¬
wehr , wo ein als Jockey verkleideter Reichswehranzchöriger ,der eine schwarz -rot -goldene Schärpe trug , aus dem Saal ge¬
wiesen und draußen mißhandelt wurde , ist nach Mitteilung
des Reichswehrministeriums eine Untersuchung eingeleitet
worden . Als bisheriges Ergebnis könne so viel festgestellt
werden, daß Vorgesetzte an de« Mißhandlungen nicht betei¬
ligt gewesen sind , sich vielmehr nachdrücklich bemüht hätten ,
sie zu verhindern .

* Die Bekämpfung der Epidemien in Osteuropa. Der Prä¬
sident des Völkerbundsrats , Hymans , hat dem polnischen Mi¬
nisterpräsidenten telegraphisch mitgeteilt , daß der Völkerbunds¬
rat den Vorschlag der polnischen Regierung vom 15 . Februar
in Warschau eine europäische Konferenz zur Bekämpfung der
Epidemien in Osteuropa einzuberufen , einstimmig angenom¬
men hat . Der Rat fordert die polnische Regierung auf , für
den 18. März die Bertreter aller europäischen Staaten , die an
der Lösung des Problems ein Interesse haben , nach Warschau
einzuladen . Der Rat beschloß ferner , daß der Völkerbund
sich an der Konferenz beteiligen solle . Der Generalsekretär
des Völkerbundes hat darauf der polnischen Regierung tele¬
graphisch die Mitarbeit der in Betracht kommenden Völker-
bundsorganisationen angeboten . _ _

Babiscbe Illebersicbt. *
Ksdiscber Landtag .
Die gestrige Plenarsitzung .

DZ . Karlsruhe » 1 . Diärz .
Bei überfüllten Tribünen und gut besetztem Hause wurde

heute die Frage der Einstufung der früheren badischen Eisen¬
bahnbeamten in die Reichsbesoldnngsordnung erörtert .

Der Berichterstatter Abg. Srubert ( Zentr .) führte aus , die
«Hernals badischen Eisenbahnbeamten beklagten sich öfters
über die schlechte Behandlung von seiten, des Reichsverkehrs-
minrsteriums . Trotz wiederholter Vorstellungen des badischen
Finanzminister » seien bis heute sehr viele und berechtigte
Wünsche unberücksichtigt geblieben. Mit anderen Ländern , so
Bayern und Württemberg , habe man dagegen günstige Son¬
derabkommen getroffen . Das Verhalten des Reichsverkehrs»
Ministeriums müsse als ein Skandal bezeichnet werden . Lange
habe es gedauert , bis man sich zu einer Antwort ! durch den
Referenten bequemte, die aber wenig befriedigt habe und dem
Staatsvertrag keineswegs gerecht werde. Im Zusammenhangmit den vorliegenden Eingaben machte Redner längere Aus¬
führungen über die Besoldungs-Verhältnisse im einzelnen , um
dann zu sagen : So kann es nicht weitergehen. Der Zentvali -
sationsgedanke muß eine andere Auslegung sinden . Wir
müssen wieder mehr Einfluß auf die Besoldung unserer Lands »
leuie gewinnen . Wären bei uns die Lokomotivführer und
Weichenwärter badische Beamten gewesen, so hätten wir kei¬
nen Streik erlebt. Der Ausschuß stellte den Antrag , die Ein¬
gaben der Reichzgewerkschast usw. der Regierung empfehlend gu
überweisen mit der Maßgabe , sofort den Staatsgerichtshos an -
zurufen , wenn nicht umgehend eine entgegenkommende Ent¬
scheidung erfolgt. (Beifall .)

Präsident Wittcmann rügte nachträglich den Ausdruck Skan¬
dal . Gegenüber dem Verhalten des ReichsverkehrsmrnisteriumS
müsse er bemerken , daß allerdings ein scharfes Wort »»ach Ber¬
lin am Platze sei . Der Eisenbahnerstreik solle bei späterer
Gelegenheit besprochen werden.

Finanzministtr Kühler erwiderte, daß die bad. Regierungin einem Schreiben de» Reichsverkehrsministeriums vom Ende
Januar nicht beipflichten könne. Der Minister hat letzter»
Samstag Gelegenheit genommen, dem Reichskanzler tzerfSnlich
nahezulegen, daß die Oberste Reichsbehörde so rasch wie mög»
Sich einschreiter » möchte. Der Kanzler sagte zu, bei Rückkehr
nach Berlin (also morgen) eine Chrfbesprechung unter seinem
Barsttz äbzuhalten . Redner hosstl Laß dieser letzte Versuch ein
Ergebnis zeitigen werde, das den Eisenbähnbeamten eines
Landes GereHigkeit widerfahren läßt , das immer treu zum
Reich gestanden und viele Opfer im Reichsinteresse gebracht
hat . Sollte dies nicht bald geschehen, so ist die badische Re¬
gierung gewillt, den Staatsgerichtshof anzurufen . (Bravo .) Der
Minister teilte schließlich mit, daß morgen in Berlin die Ver4
Handlungen über die Reform der Grundgehälter beginnen irnd
er größtlen Wert darauf lege , von Anfang an dabei zugegen zu
sein

In der Debatte sprach Abg. Wirth (Soz . ) von Vertragsver¬
letzungen, und er kritisierte scharf da» Verhalten der Karls¬
ruher Generaldirektion und wandte sich entschieden gegen eine
den badischen Beamten nachteilige Anwendung der Bedürfnis »
frage . Zu bemängeln sei ferner di« Stellungnahme zur Frage

d«s Rücktrittsrechtes . In den Rechen der «der« , Bannte«, fB
freilich von Mißstimmung nichts zu bemerken.

Abg. Dr . Föhn ( Zentr . ) : Schnelle Abhilfe ist ein Gebot der
Gerechtigkeit. Es gilt, die Gewissenhaftigkeit und Pflichttreueder Eisenbahnpersonals zu erhalten . Man erwäge den Gedan -
ken, die Stelle eines Staatslomnnssars für die bad: Reich »-beainten zu schäften , der dem Lgndtag verantwortlich ist.

Abg. Dr . Glöckner (Dem .) erklärt sich mit dem Vorgehen de»
Finouzministers einverstanden.

Abg. Weber-Baden (DVP . ) hofft gleichfalls , daß den badi¬
schen Eisenbahnbeamten endlich das zuteil wird, woraus si«
Anspruch habe«.

Abg. Frau Rigrk (Zentr .) fordert Gleichstellung der Eisen-
bahnassistentinnen mit den männlichen Kollegen .

Abg. Hanemann (D .Natl . ) : Wir hatten seinerzeit gut«Gründe , gegen di« Mrreichlichung der Eisenbahn zu stimmemWir begrüßen die energische Sprache des Finm »zministers .
Abg. Klaiher (Landbund) unterstützt ebenfalls bip Wünschst

Ker Eisenbahnbeamten .
Abg Dr . Sch«fer (Zentr . ) : Wir haben heute keine Gnade ,sondern ein Recht , zu fordern . Auf di« Angriffe gegen di ,Generatdirektion will ich nicht eingehen, aber wünschen, daUin diesem hohen Haus ein Geist einzieht, geeignet, die Bearn-t«n mit Vertrauen zu erfüllen . »
ES sprechen noch die Abgg . Unger MSP .) und Hagjn (Land»bund ) . — Zum Schluß wurde einstimmig folgender Antrag

angenommen :
Ter Landtag erklärt sein Einverständnis mit der Behanhs.

lung der formellen Anfragen durch den Finanzminister .
Auch die Ansschnßanträge fanden Annahme. — Nächste Sit «

zung «wagen nachmittag 4 Uhr. Schluß 8 Uhr .

Zulassung der Frauen zum Justizdienst.
Als vom Hanshaltsansschuß am Dienstag und Mittwochsbeim Voranschlag für das Justizministerium diese Angelegenst

heit beraten wurde , nahmen die einzelnen Parteien durch ibvch
Redner wie folgt Stellung :

Das Zentrum führte durch zwei seiner Redner aus : Dias
Reichsverfassung verlangt die Zulassung der Frau zum Justiz . ;
dienst nicht. Es würde durch sie eine Bresche in das Rechtst
leben gelegt. Die Frau ist anders geartet , wie der Mann ;
sie ftt mehr Gefühls -, wie Verstandswesen. Ihre Einbezie-,
hung könnte unter Umständen sogar zu ungunsten der Ange¬
klagten ausschlagen. Die Frau eignet sich nun einmal nicht,
zum Richter ; and) die weiblichen Rechtsanwälte lehnen witi
ab. Man sollte darübcx einen Volksenftcheid herbeiftchren,
also eine Volksabstiminung vornehmen. Der Reichstag hat
sich gegen die Zulassung von Frauen zum Justizdienst erklärt -.

Zwei andere Redner des Zentrums sprachen sich für Zu¬
ziehung der Frauen zu Schöffe,! und Geschworenen aus . Man,
sollte ihre Mitwirkung auch bei den Jugend - und Vormund¬
schaftsgerichten vorsehen . Weiter aber sollte man nicht gehe» ,Die Sozialdemokratie erklärte : Die Verfassung erzwingt
förmlich die Zulassung der Frau ; natürlich müssep die glei¬
chen Bedingungen für den Rechtsanwalts- , wie für den Rich¬
texberus geschaffen sein . Die Eignung zum Richteramt häng »
nicht vom Geschlecht ab . Wie sollen die Frauen ihre EignurWals Richter beweisen , wenn man sie nicht zunl Richteramt zu-
Wßt. In Baden kommen höchstens 20 Frauen in Betracht,die Jura studieren ; es vergehen also noch 8—6 Jahre , bis
Frauen bei uns . als Richter in Frage kommen . Für manche
Gegner spielen Gründel der Konkurrenz bei ihrer Gegner »
schast mit . Das Interesse des ganzen Volkes kommt dabei in
Frage . Die Sozialdemokratie hat sich stets bemüht, die Fra »
ins öffentliche Leben «inzuführen.

Die Demokraten bemerkten: Durch die badische Verfassung
ist die Frage der Zulassung der Frauen zum Richteramt er¬
ledigt ; davon sollte man sich im Haushaltsausschuß nicht ent-
fernen . Eine Volksabsümmung lehnten sie ab ; auch über diq
Reichsverfassung .hat kein Volksentscheid statitgefunden . Di,
Frauen drängen sich nicht so stark zu den öffentlichen Ämtern ;wir haben erst 200 Ärztinnen in Deutschland. Redner bv»
fürworte die Heranziehung der Frauen zum Schöffen- und
Geschworenendienst, zu Jugend - und Vormundschaft sgerichtest,usw.

Die Unabhängigen begründeten kurz ihre Stellung damit ,
daß während des Krieges die Frauen zu allen möglichen Ar¬
beiten herangezogen wurden , da habe man nicht nach ihrer Be. ;
sähigung -efragt .

Von den Deutschnationalen lehnte ein Redner die Zulassung
'

der Frau zum Richterdienst ab, war aber geneigt zu ihrer SBetV
Wendung als Schöffen und Geschworene , obgleich er festftelle «
wolle, daß vom Amt eines Schöffen und Geschworenen sichs
drückt , wer kann. — Der andere Redner stellte sich ebenfalls
auf den vermittelnden Standpunkt , erklärte aber, er wolle
keine vermännlichte Frau . Es bestehe ein Qualitätsunterschied
zwischen Mann und Frau , der müsse berücksichtigt werden. <

Der Landbund stellte sich auf den Standpunkt der Ablehnung ^
der Frauen als Richter. Aus dem Land wolle man dies nicht.
Die Familie sei der Eckpfeiler des Staates ; sie würde aber lei- ,
den, wenn auch der Richterberuf den Frauen erschlossen würde.

Die Frauen im Haushaltsausschuh gaben zu , daß in dest
großen Fragen der Weltgeschichte sie keine Rolle spielten, und
man könne auch mit der Heranziehung der Frau » speziell zum
Amt eines Richters noch warten, aber für Seiften und Ge¬
schworene usw., wie schon bemerkt , eigneten sie sich durchaus.
Die Frau gibt sich viel Mühe, wenn sie ein neues Amt erhält .
Man sollte sie deshalb auch aus dem Justizdienft nicht ans¬
schalten. Ihr « Zulassung ist einfach die Konsequenz ihr«
Wählbarkeit zu den Parlamenten . Das Seelenleben der Fra »
ist von dem des Mannes sehr verschieden ; deshalb kann ftst
einen neue« Zug in da» Rechtsleben bringen . Man solle nup.
Vertrauen zur Frau haben ; sie drängle sich nicht sehr zahlreiäD
zur Justizpflege . Bei Jugendgerichten spielt die Mütterlichkeit
der Frau zweifellos eine Roll«. Schon seit langen Jahre st
bestehen Rechtsauskunftsstellen für Frauen von Frauen gelei¬
tet und man hat damit gute Erfahrungen gemacht .

Zum Schluß äußerte sich der Justizminister noch dahin, sei»»
Ministerium wolle mit der Zulassung der Frau zum Richterennt
sich zunächst noch zurückhaltend verhallen, ab« die Zulassung
der Frau M Schöffen nutz Geschworenen sei heut« schon kein«



Krage mehr . LlS Beisitzer bei de« Handelsgerichten und de«
Dugeadgerichten , bei Streitigkeiten über Mietangelegenheite «

asw . leiste die Frau gute Dienste . In diesem Sinne betrachte
ve auch das Ergebnis - er Debatte .

Die Abstimmung
tzwrde am Mittwoch vormittag » vorgenommen .

Es wurde folgender Antrag angenommen » gestellt von den

Ubgg . Mahrr -Karlsruhe und ». Au ;
»Der Landtag wolle lbeschiietzen, tzie Regierung zu ersuche »«,

Bei der bevorstehenden Justizreform dahin zu Wirker», daß
1. die Frauen zu beim Amt eines Vormundschaftr -, Jugend -

und Füvsorgerichters sowie zu jeder ehrenamtlichen Tä¬

tigkeit in der Rechtspflege » ferner zu dem freien Berits
der Rechtsanwaltschaft »

2. nicht dagegen zu dem Amt eines Berufsrichters , im
übrigen zu sonstigen öffentlichen staatlichen Ämtern , für
die die Vorbildung eine » Richters verlangt wirb ,

Pugelaflen werden .
"

jDie Worte : »Jugend - und Fürsorge - " zwischen .Mormnnd -

sschaftS - " und „ richters " einzufügen ist auf Antrag vom Haus -

iPaltsausschutz mit 16 gegen 2 Stimmen beschlossen worden ;'
jabgelehnt wurde mit 13 gegen 7 Stimmen die Streichung der
Kormundschaftsrichters . Dann tam die prinzipielle Abstim -

Mung . Der Absatz 1 vis zu dem Mort : Rechtspflege wurde
« it 16 gegen 4 Stimmenthaltungen angenommen » der nächste
Satz : ferner zu dem freien Beruf der Rechtsanwaltschaft mit
#7 gegen 2 Stimmenthaltungen ebenfalls angenommen . Da¬

gegen stimmte die Sozialdemokratie und drei Vertreter an¬
derer Parteien gegen den Passus 2 . Gleichwohl fand er mit
Illl gegen 8 Stimmen Annahme . In der Gefamtavstimmung
Ober den Maher -Ausschen Antrag wurden 13 Stimmen für
Ihn abgegeben ; der Msnmmung enthielten sich 8 Abgeordnete ;
tf war somit angenommen .

1 Damit war die Frage der Zulassung der Grauen zum Justiz -
hienst für den Haushaltsausschutz erledigt . Autzerdem lag

saoch vor : ein Antrag des Zentrums , der auch von einigen
Wtderen Abgeordneten unterstützt war . Er lautet :

,Der Landtag wolle beschlietzen , di« Regierung zu er¬
suchen » bei der bevorstehenden Justizreform dahin zu wir¬
ken , datz die Krauen zum Amte eine » Berufsrichters und

z« denjenigen staatlichen Ämtern , welche die Befähigung
zum Richterdienft zur Voraussetzung haben , nicht » uge -
lassen , dagegen zu jeder Ehrenamtlichen Tätigkeit in der
Rechtspflege beigezogen werden ."

Abänderungsantrag : unit Ausnahme des Amts als Bor -

mundfchaftsrichter und Gürsorgerichter und Jugendrichter .
Der weiter noch vorliegende Antrag , der nach Annahme des

Wntrages Mayer -Aue ebenfalls erledigt war , ist von der So -

KWldvchokratie eingereicht worden . Er besagte :
„De / Landtag »volle beschlietzen : Dasi Staatsmini -

skerium wird ersucht , dafür einzutreten , datz bei der be¬
vorstehenden ReichSjustizreform gemätz Art . 1<N und 128
RiB . die Grauen hinsichtlich her Zulassung zu Justiz¬
ämtern aller Art und zur Rechtsanwaltschaft den Män -

, nern völlig gleichgestellt werden .
"

Er wurde mit 13 gegen 8 Stimmen abgelehnt .

Besprechung der Dberamtmänner
des Lsndeskommissariats Freibnrg .

Am 23. Februar 1922 fand in Freiburg unter dem Vorsitz
Ä ? Landeskommissärs . Geh . Oberregierungsrat Dr . Schneider ,
jxine Oberamtmännerbesprechnng des LandeSkommissariatsbe¬

zirk» Fceiburz statt , an welcher der Minister des Innern ,
Remmele , sowie Ministerialdirektor Leers teilnahmen . Der
erste Punkt der Tagesordnung war die Erweitern « , der Tätig¬
keit der Sparkassen » für welche durch Änderung des Sparkassen ,
gefetzes die rechtliche Voraussetzung geschaffen werden soll .
Man sprach sich für die geplante Änderung au », war aber ' der
Ansicht , datz der Erteilung der Staatsgenehmigung zu der eine
erweiterte Tätigkeit beschließenden Satzungen eine sorgfältige
Prüfung der Verhältnisse der betreffenden Sparkassen voraus¬
gehen müsse, damit die solide Grundlage der Sparkassen nicht
erschüttert werde . Eine eingehende Erörterung fand die För .
derung der Landwirtschaft und die staatliche Organisation der
Landwirtschaftspflcge . Die staatliche innere Verwaltung sieht
in der Pflege der Landwirtschaft , welcher in , Hinblick auf die er¬
schwerte Einfuhr für die Zukunft unseres Vcllkes eine aus¬
schlaggebende Bedeutung zukommt , eine ihrer wichtigsten Auf¬
gaben . Die Erfahrungen mit dein Umlageverfahren bei Ge¬
treide sind in Baden günstige . Die restlose Erfüllung des Um -
lagesolls im Landeskommissariatsbezirk Freiburg ist zu erwar -
ten .

Die für Baden vorgesehene Erhöhung der Wohuungsabgabe
auf 5 Prozent des Gebäudesteuerwertes wurde gebilligt , ebenso
eine gesetzliche Regelung , welche den Gemeinden die uninittel -
vare Erhebung der Abgabe bei den Mietern fakultativ gestattet .
Entschieden sprach sich die Versanrmlung gegen den Gedanken
aus , zu Trägern der Ortsarmenfürserge die Amtsbezirke zu
machen , da die Genieinden sich als Ortsar »nenverbär »de bewährt
haben und die Änderung eine wesentliche Erhöhu »»g des Ber -
waltungS - und sonstigen Austvands bedingen würde .

Besprochen wurde ferner u . a . die Berwaltungsresorm , die
Elektrizitätsversorgung des badischen Oberlandes , die Errich¬
tung von Waldgenossenschaften , »oofür eine gesetzliche Grund¬
lage als notwendig bezeichnet wurde , die Änderung der Ver -
waltungsgebühreiiordnung sowie die Balutasch »»lden der Ge¬
meinden und Verbände für die Einfuhr von Milch und Vieh
während de» Krieges .

Irurze Nachrichten «ns Baden.
Druckfehler . In unserem gestrigen „Badische » Zentral -

anzriger für Beamte " ist versehentlich die Überschrift zur
2 . Notiz in Fortfall geraten , so datz der Text dieser zweiten
Mitteilung uninittelbar an den der ersten angeschlossen erscheint .
Um die dadurch entstandene Unklarheit zu beseitigen , bitten
tvic die Leser , diese Überschrift : Die Revision de» Ortsklassen -
verzeichniffe » nach Zeile 14 (also der eigentlichen Schlutzzeile )
der Notiz „Die Beamtenbesoldung in Baden " einzuschalten
und dann weiter zu lesen : „Hierzu erfährt die „Mannhinmer
Volksstimme " usw .

DZ . Heiligenberg , 1 . März . Im benachbarten Eckbeck wurde
in der Nacht aus Dienstag ein Ranbmordversnch unternommen .
Der Gemeinderrchner Ernst hatte am Montag eine größere
Summe Geldes erhalten . Kauin war er und seine Frau
heimgekehrt , als an der Haustür jemand Einlaß begehrte .
Nachdem Ernst geöffnet hatte, - wurde er mit einem Hammer
niedergeschlagen . Die herbeigeeilte Frau wurde durch Stiche
verletzt . Der Täter , der sich offenbar erkannt glaubte , und
jedenfalls einen Raubmord vor hatte , ergriff die Flucht und
entkam unerkannt . Es wird eifrig nach ihm gefahndet . Die
beiden Le »»te sind schwer verletzt und wurden in das Kranken¬
haus Heiligenberg Aberführt .

Wadiscke Gemeindesckau .
Der Bere -n städtischer Beamten in Karlsruhe

hielt kürzlich irn großen Rathaussaale seine Hauptversammlung
ab . Der 1. Vorsitzende , Bauinspektor Herurann Müller , er¬
stattete den Bericht über die Tätigkeit des Vereins . Die Haupt¬
arbeit erforderte der Vollzug der Besoldungsordnung und die
Ausstellung eines Dienststellenplanes . Verbandsdirektor Weiler
schilderte die Lage der gesamten deutschen Beamtenschaft und

berichtete über die Ursachen des Streiks der Eisenbahner . Back
Sperrgesetz hätten die Gemei »»den un6 die Gemeindebeamten
bei der derzeitigen Einreihung nicht zu befürchten . Die Be¬
gleiterscheinungen , die das Gesetz unter der übrigen Beamten -
schaft da und dort auslösten , seien zu bedauern . In den engeren
Vorstand wurden geivählt : Berwaltungsinspektor Karl Bich¬
rinser , 1 . Vorsitzender ; Stadtbauinspektor Hermann Müller ,
2. Vorsitzender : Hausmeister Emil Zapf , 3 . Vorsitzender ; Ber -
waltungSsekretär Karl Metzmer , 1 . Schriftführer ; Fürsorgerin
Frälllein Armgard Hauser , 2 . Schriftführer ; Rechnungsinspek¬
tor Alfred Kämmerer , Rechner .

DZ . Singe «, 23 . Febr . Der Gemeinderat beschloß, vorbe¬
haltlich der Genehmigung de» BürgerausschuffeS , den Ausbau
der Jägerstraße von der Radolfzeller Straße bi » zur Bahn¬
linie sowie die Verlegung des schienengleichen Bahnüber¬
ganges . Die Gesamkkosten werden aus 199000 M . geschätzt.

Aus der A-andesbauptstadt.
Landestheater . Das 6 . und zugleich letzte dieswinterlich «

S »nfvniek »nzert des Badische » La «desthea »er «rchesters , da »
Montag , den 6 . März , abends 7% . Uhr , unter der Leitung von
Kapellmeister Alfted Lorentz stattfindet , hat eine durch zwei
bedeutende Erstaufführungen sehr bemerkenswerte Vortrags -
folge . Ecstnialr hören wir Max Negers Suite im alten Stil
(op . 93 ) in der vom Komponisten später selbst vorgenommenen
Orchesterbearbeitung . Mehr Interesse noch mutz die Erstauf¬
führung der schlicht „ Musik für Orchester in einem Satz "

ge¬
nannten Tonschüpfulig des im Weltkrieg gefallenen jungen
Rheinhessen Rudi Stephan erweiken , ein Werk , das nach
dem durchschlagende »» Erfolg auf dem 48. Tonkünstlerfest schon
den Weg durch viele deutsche Kpnzertsäle gemacht hat und i«t ,
der gesamten Fachpresse eifrig diskutiert wurde . Die persönlich
ganz neuartig « Anstellung des jungen Komponisten zu den ,
Grundproblemen der zeitgenössischen Musik berechtigte zu den
grötzten Hoffnungen , die er teilweise wenigstens in seiner ein¬
zigen Oper „die ersten Menschen " noch verwirklichen konnte .
Weiterhin folgt die erste Szene der nachgelassenen unvollende¬
ten Oper „Gunlöd " von Peter Cornelius , einem lange ver¬
kannten , echt deutschen Meister , für den gerade hier einstens
Felix Mottl mit Taktstock und Feder eine unermüdliche Pro « ,
paganda betrieb . Von ihm stammt auch die Bearbeitung der
solistischen Eingangsszene des der Edda swfflich entnommene «
Opernfragmentes , das Fräulein Rose Paulh zu Gehör bringt .
Mit Hugo Wolfs einziger sinfonischer Dichtung „Penthesilea ^

schließt der ein wichtiges Stück neuzeitlicher Entwicklungsge -
schichte umfasse »»de Abend .

Staatsanzeiger.
Dir Lotterie der bayerischen Landrshausttfürsorgestclle für ;
Kriegsbeschädigte und Kriegshinterbliebene in München bxw .

Der bayerischen Landeshauptfürsorgestelle für Kriegsbeschä¬
digte und Kriegshinterbliebene in München wurde die Erlaub¬
nis zum Vertrieb von 20 000 Losbriefen der von ihr veranstal¬
teten Geldlotterie zugunsten der Kriegshjnterbliebenrn -Für -
sorge — Preis des Losbriefes 1,50 M . ohne Reichsstempelab -
gäbe — im BMschen Staatsgebiet , erteilt . Vertriebszeit :
2 .- 27 . Juni 1922.

Karlsruhe , den 27 . Februar 1922.
Badisches Ministerium des Innern .

Der Ministerialdirektor :
Leers . Schmidt .

MT Im Interesse der vielen Brnch- und sonstigen Leidenden wie auch im
Interesse derer , die jedmelche Sport - , Sanitäts - oder stammverwandte
Artikel benötigen (insbesondere Sassen. Wöchnerinnen usw.) sei an dieser
Stelle g«rnz besonders auf d . Inserat d. Firma PH. Steuer Sohn in heutig«
Rr . h« gewiesen. Der gute und weiwcrbreitete Ruf dieser Finna bürgt
dafiir, daß trotz billigst berechnet « Preise jedermann bestens bedientwird .

Amtliche Bekanntmachung .
G« lass « « g von zahme « Ente « « « d Gänse « i »

der Federbach (wir ,
Auf Grund des § « 0 der Landesfischerei -Verordnung

vom 3 . Februar 1888 und Art . 6 und 14 des Gesetzes
vom 3 . März 1870 , die Ausübung und der Schutz der

Ssicheret betr . »oird mit Zustimmung des Stadtrats
arlSruhe und nach Bollziehbarkeitserklärung des

Herrn Landeskommissars vom 15 . Februar 1922 fol¬
gende ortspolizeiliche Vorschrift erlassen :

§ 1 . Die Zulassung von zahmen Enten und Gänsen
ft, der Zeit vom 15 . Februar bis 15 - Mai in der Fe¬
derbach ist untersagt .

§ 2 . Zuwiderhandlungen gegen diese Vorschrift werden
« nt Geld bis zu 1500 Mark oder mit Haft bis zu 14
Klagen bestraft .

Die Vorschrift tritt mit sofortiger Wirkung in Kraf ^
Karlsruhe , den 22 - Februar 1922 - M .20z
BadischeS Bezirksamt — Polizeidirettio » c . O -Z -21

Einladung .
Me ordentliche SenekÄversMMng der Semein-

nützlgen KWchM -SWMgs-SenoWW
e. S . in. b . H. in Karlsruhe

wird auf

«ontag . den 27. MSrz 1822, abends 6 Uhr.
in das Rathaus in Karlsruhe , Zimmer Nr . 67 . ein -
berufen -

Ta geSordnung :
i . Geschäftsbericht , Vorlage der Bilanz mit Gewin «.
.und Verlustrechnung .

2 - Entlastung des Vorstandes .
Die Bilanz mit Gewin, »- und Verlustrechnung liegt

an der Kaffe der Rheinischen Creditbank Filiale Karls -
ruhe , Waldstratze 1 , zur Einsichtnahme auf .

Im Anschluß an obige ordentliche findet eine

» userer Genossenschaft statt mit folgender
Tagesordnung :

Wiederholter Antrag auf Liquidation der Ge¬
nossenschaft und Bestellung der Liquidatoren , wo¬
bei darauf hingewiesen wird , daß die Versamm -
lung gemätz 8 29 Absatz 2 der Statuten ohne
Rücksicht auf di« Zahl der Erschienene » beschlutz-
fähig ist . « .70

Karlsruhe , den 27 . Februar 1922 .
Der Barftand :

Bastei . Frey . D i e m e t .

Freitag , den 3 . März
Landeatheateis

7 - 7,10 Uhr Mk .
'
40 .—

Theater -Gem . B .V .B . Nr .
2401 - 2600 u . 3251 - 3400

Konzerthaua .
7 —10 Uhr Zum erstenmal :

Volksbühne H I
DerPfarrervoBllircIfeld.
Volksstück in 4 Akten
von Ludwig Anzengruber -

+ Nuchleidellde +
gleich welcher Art und Größe Ihre Leiden sind , be¬
suchen >sie meinen Vertreter , der Ihnen ohne jede
Verpflichtung mein , gleich ein« schützende» Hand von
nute» nach eben wirkendes, vom Reichspatentamt ge¬

setzlich geschütztes
mr Universal -Bruchband
vorzeigen und wenn gewünscht , Bestellungen auf dieses
sowohl als aus alle weiteren in diesem Inserat nach¬
folgend aufgeführten Artikel entgegennehmen wird am :

Mitlm- , dm 8. MSrz, morgens von 11 *A—7
Karkruhe , Hotel Könne am alten Zahnhos.

Außerdem stehen Muster für Matz , und Spezialarbeit
zur Verfügung in :

Leibbinde« „ .Wunsch f .j .Leid .
Gumnületbbinde « i . jed. Qual .
Mntteroorfallbindeu ,
Gnmmibruchbind « ,
Geradehalt « ,
Korsetts nachMatz u .Wunsch ,

Künstl. Bnse» i . fleischf . Gun
Krampfadern -Strümpfe ,
Kothalt « fürDarmoperiert ,
Urinale f .Betrn .,Tag .uNack
Suspensorien n . Matz (trag !

über sämtliche Artikel der

Iftiililik -.WlilrO.«.Siimii!MeiidmM
°
«£Ä 6|K>rt<, loilette* uni gtauenürtiM*

belieben Sie vor Einkauf Ihr « Bedürfnisse unsere
reichhaltige» Kataloge kostenlos und ohne jede Verbind¬
lichkeit zu beziehen , MT vorausgesetzt, daß Sie Ihre
Bestellungen nicht bei uus« em Vertreter ansgebe» wolle«. '

Bei « ngicke evtl. benStigt« Artikel sind wir auch gerne
bereit und wenn nötig , Sond « offerte zu machen . Sie
werden sich hierbei überzeugen , datz wir bei best«

Qualitätsware weit «nt« Tagespreis liefern .
Diskreter Versand . — Nnüansch, wenn unbenutzt gestattet .

Telephon 518 . j Spezialfabrik orthopäd . Artikel »».Bandagen .
Erstes »nd lristnirgsfähigstes Brrsandhans .

killgttl. WMgr
>. 8ttkttier »«riLtsbaükit.
fiM .202 .2 . 1 Karlsruhe .

Die Ehefrau des Kellners
Adam Berghammer Frie »
drricke geb . Frank , Filial¬
leiterin in Karlsruhe ,
Bahnhofsplatz 6, Prozetz -
bevollrirächtigte : Rechtsan -
wAte Dtes , Meier , Straus
und Becker in Karlsruhe ,
klagt gegen ihren genanu -
ten Ehemann — früher
wohnhaft in Karlsruhe am
Stadtgarteir Nr . 1 . jetzt
unbekannten Aufenthalts ,
auf Grund der 88 1565 m
1568 BGB . — mit dein
Antixrge auf Scheidung
der am 8 . Oktober 1901 in
Bechtheim ( Hessens geschlos¬
senen Ehe aus Verschul¬
den des Beklagten unter
Kvstenfolge .

Die Klägerin ladet den
Beklagten zur »nündlichen
Verhandlung des Rechts¬
streits vor die IV . Zibll -
kaminer des Landgerichts
(Karilsruhe auf Mittwoch ,
den 24 . Mai 1922 , vormit¬
tags 9 Uhr , mit der Auf¬
forderung , sich durch einen
bei diesem Gerichte zuge¬
lassenen Rechtsanwalt , als

Pritzetzbevollmächtigsten
vertreten zu lassen .
Karlsruhe , 25 . Febr . 1922.
Der Gerichtsschreiber de»

Landgerichts .

Ms300 . Karlsruhe . Tr .
jur . Eugen Robert Weill ,
geboren am 24 . Dezember
1894 zu Karlsruhe , Re¬
ferendar daselbst , Dr . jnr .
Arthur Felix Weill , ge¬
boren am 4 . Jan . 1897 zu
Karlsruhe . Referendarim¬
selbst und Dr . med . Albert
Max Weill , geboren am 1 .
Juli 1898 zu Karlsruhe .
Assistenzarzt in Hamburg ,

haben um Änderung ihres
Fainiliennainens in

„Weilbauer " nachgesucht .
Etwaige Einwendungen

geg^ n die Bewilligung die¬
ses Gesuchs sind binnen
3 Wochen dahier geltend
zu machen .
Karlsruhe , 23 . Feb » . 1922.

Justiz ntzinisterium .

ÄWi «
ScMutatyuip.

Bei der Stadtverwal¬
tung Furttvangen ist tne
Stell « des 21.54 .2

gtuittiQimijters
zu besetzen . Besoldung nach
Gruppe IX der staatlichen
Besolduugsordnung , Orts¬
klasse C . Bewerber mit
reicher Erfahrung auf al¬
len Gebieten des Bauwe - '

sens wollen Gesuche mit
Lebenslauf und Zeugmi¬
se »» bis spätestens 12,
März ds . Js . riureicheu .

Furiwangen ,
den 22. Februar 1922 .

Der Gemeinderat .

_
Wild .

Bei der Städt . Sparkasse
Schwetzingen ist zum als¬
baldigen Antritt die Stel¬
le eines

Sparkassen-
Buchhalters

zu besehen . In Betracht
kommen nur Bewerber
mit Erfahrungen in allen

Geschäftszweigen des
SpaLkassenwesens . Gesuche
sind mit Zeugnissen und
Leuiimndszeugnis zu be¬
legen und an den Verwal -
tungSrat der Städt . Spar¬
kasse Schwetzingen bald -
geft . einzureichen . Besol -
dung ist Gruppe VIT ,

Ortsklasse B nach der
Reichsbcsoldungsordimng . ■

Schtvetzingen ,
den 27 . Februar 1922 .

Der Berwaltungsrat .
Dias Bad . Forstamt

Staufen I verkauft ftei -
händig aus Domänen¬
walddistrikt III „Bötzen "

1 Eiche 11b mit 1,9«
Fstin ., 3 Eich. III b m.
226 Fstm . , 33 Eich . I V . m .
25,87 Fstin ., 274 Eich.- V .
m . 110,90 Fstin . u . 98
Eich . VI . m . 20,36 Fstm .

Schriftliche Angebote
wollen bis Dienstag , de »
11 . Mürz d, I -, nachmit¬
tags 5 Uhr , beim Forstamt
Staufen 1 eingereicht
werden . Fovstwart Seng
in Staufen zeigt das Holz
auf Verlangen vor . M .213

Deutsch - schmedisch -
« « rwe - rscher

Güterverkehr .
VÜt 1 . März l . I . wird

der Tarifpnukt Neuenburg
Grenze fiir die Uinbehand -
lung von Sendungen NN
Verkehr mit Elsaß -Loth¬
ringen und darüber hin¬
aus in dem deutfch - schwe -
disch- nolwegischen Verkehr
einbezorzen . Näheres in un -
se »e»n Tarif - und Ver¬
kehrsanzeiger . 557.214
Karlsruhe , 1 . Riärz 1922.
Eiseikbahngeneraldirektion .

Güterverkehr
Hachsen - Küdmest-

dentschtand .
Am 1 . 5Rarz tritt ein

neuer Gütertarif , Teilhest
3b für den Verkehr Sach¬
sen -Baden in Kraft . Der
Tarif kann zum Preise
von 2 .60 M . für das Stück
bezogen werden . (Vgl . un¬
sere Bekanntmachung vom
10 . Januar l . I .) M .215
Karlsruhe , 28 . Febr . 1922.
Eisenbahngeneraldirektion .
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